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14. Wahlperiode

Beschlussempfehlung und Bericht

des Finanzausschusses

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
22. Februar 2008 – Drucksache 14/2327

Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des Landtags;
hier: Denkschrift 2006 des Rechnungshofs zur Landeshaus-

haltsrechnung von Baden-Württemberg für das Haus-
haltsjahr 2004 (Nr. 16) 
– Sanierung öffentlicher Abwasserkanäle

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 22. Februar 2008 – Drucksache
14/2327 – Kenntnis zu nehmen.

10. 07. 2008/16. 10. 2008

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Ursula Lazarus Ingo Rust

B e r i c h t

Der Finanzausschuss beriet die Mitteilung Drucksache 14/2327 in seiner 
25. Sitzung am 6. März 2008, in seiner 28. Sitzung am 10. Juli 2008 und in
seiner 30. Sitzung am 16. Oktober 2008.

In der 25. Sitzung wies die Berichterstatterin für den Finanzausschuss darauf
hin, zu den neuen Förderrichtlinien zur Wasserversorgung und Abwasserbe-
handlung würden gegenwärtig die betroffenen Verbände angehört. Bliebe es
bei der jetzigen Fassung der Richtlinien, könnte sich der aufgerufene Bera-
tungsgegenstand im Sinne der diesbezüglichen Vorschläge des Rechnungs-
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hofs erledigen. Daher schlage sie vor, die Mitteilung Drucksache 14/2327
heute nicht zu beraten und sie dann wieder auf die Tagesordnung zu setzen,
wenn die Anhörung der Verbände abgeschlossen sei und die angesprochenen
Förderrichtlinien dem Ausschuss vorlägen. 

Der Ausschuss erhob gegen die Absetzung dieses Tagesordnungspunktes keinen
Widerspruch.

In der 28. Sitzung am 10. Juli 2008 machte der Ausschussvorsitzende darauf
aufmerksam, dem Ausschuss seien heute Vormittag die neuen Förderrichtlinien
Wasserwirtschaft 2009 zugegangen. Er habe das Umweltministerium zur 
Beratung des aufgerufenen Punktes nachdrücklich um die Vorlage der Richt-
linien gebeten und danke dem Ministerium, dass ihre Zuleitung noch möglich
gewesen sei.

Die Berichterstatterin für den Finanzausschuss brachte zum Ausdruck, der
vorliegende Bericht der Landesregierung habe schon am 6. März 2008 auf
der Tagesordnung des Finanzausschusses gestanden. Sie habe damals aus der
Presse erfahren, dass neue Förderrichtlinien in Arbeit seien, und es als sehr
eigenartig erachtet, keine Aussage dazu in dem Bericht zu finden. Stattdessen
enthalte die Mitteilung einige „blumige“ Sätze wie den nachfolgend genannten:

Bei den geförderten Vorhaben konnten die Anregungen des Rech-
nungshofs bereits in einigen Fällen umgesetzt … werden.

Der Ausschuss habe im März die weitere Beratung dieses Punktes vertagt. 
Inzwischen lägen die Förderrichtlinien Wasserwirtschaft 2009 vor. Sie habe
die Richtlinien gestern Nachmittag erstmals gesehen. Den Fraktionen bzw.
den Ausschussmitgliedern hätten die Richtlinien zum Teil erst heute vorgelegen.
Sie halte es für unbefriedigend, in welcher Weise der Ausschuss und sie als
Berichterstatterin mit Informationen versorgt würden.

In dem ursprünglichen Entwurf der Richtlinien sei die Förderung der reinen
Sanierung von Abwasserkanälen entsprechend einer Empfehlung des Rech-
nungshofs ausgeschlossen gewesen. In die nun geltende Fassung hingegen
sei wohl auf Betreiben der CDU-Fraktion eine Härtefallregelung aufgenommen
worden, nach der für eine Kanalsanierungsmaßnahme ab einer bestimmten
Höhe des Wasserentgelts Zuwendungen des Landes gewährt werden könnten.
Die Regelung stelle keinen Bezug beispielsweise zur Einwohnerdichte her
und biete damit keinen Anreiz für die Suche nach wirtschaftlichen Lösungen.
Vorgesehen sei, dass für Härtefälle maximal 10 % des jährlichen Bewilli-
gungsrahmens zur Verfügung gestellt würden. Eigenartigerweise steige dieser
Satz ab 2012 auf 15 % an. Es handle sich also nicht um eine echte Über-
gangslösung.

Die Empfehlungen des Rechnungshofs hätten sich nicht nur auf die Defini-
tion der Fördertatbestände in den Förderrichtlinien bezogen. Vielmehr habe
der Rechnungshof auch hervorgehoben, dass der mit der Sanierung der öffent-
lichen Abwasserkanäle verbundene Anstieg der Abwassergebühren durch eine
ökonomisch und ökologisch ausgewogene Sanierungsplanung gemindert
werden könne. Dass die beschlossenen Förderrichtlinien geeignet seien, dies-
bezüglich Impulse zu geben, stelle sie zumindest infrage.

Ihres Erachtens sei auch im Zusammenhang mit der demografischen Ent -
wicklung das bisher verfolgte, auf einen Anschlussgrad von fast 100 % aus-
gelegte Konzept zu überdenken und müsse verstärkt nach innovativen Lösungen
gesucht werden, die sowohl ökologisch als auch ökonomisch vorteilhaft
seien. Darüber sollte aber vielleicht vertieft im Zusammenhang mit dem 
Antrag Drucksache 14/2730 – Förderung von Abwasserentsorgungsanlagen
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im Land – diskutiert werden, mit dem sich der Umweltausschuss am 17. Juli
2008 befasse. Der Finanzausschuss wiederum sollte sich auf das Thema
„Förderung der Sanierung öffentlicher Abwasserkanäle“ beschränken. Dazu
unterbreite sie folgenden Beschlussvorschlag, der sich auf die Empfehlungen
des Rechnungshofs stütze:

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen,

die in den Förderrichtlinien Wasserwirtschaft 2009 enthaltene Härte-
fallregelung so zu ändern, dass die für Kanalsanierungsmaßnahmen
zur Verfügung gestellten Mittel – ausgehend von 10 % des jähr-
lichen Bewilligungsrahmens – ab dem Jahr 2012 weiter abgesenkt
werden, und die für Sanierungsmaßnahmen insgesamt gewährten
Zuwendungen auf 30 % des jährlichen Bewilligungsrahmens zu 
deckeln. 

Eine Abgeordnete der SPD merkte an, es sei schwierig, diesen komplizierten
Sachverhalt so kurze Zeit nach Vorlage der Richtlinien zu bearbeiten. Dazu
bedürfe es der Rückkopplung. Sie sehe sich gegenwärtig außerstande, zu ent-
scheiden, ob der Beschlussvorschlag der Berichterstatterin gut oder schlecht
sei. Angesichts dessen bitte sie darum, die weitere Behandlung dieses Punktes
bis zur nächsten Sitzung zu vertagen und dazu die kompletten Unterlagen
fristgerecht zuzusenden.

Ein Abgeordneter der CDU führte aus, über die Empfehlungen des Rech-
nungshofs zur künftigen Förderung von Kanalsanierungsmaßnahmen sei 
intensiv nachgedacht worden. Baden-Württemberg verfüge auch über länd-
lich geprägte Regionen. Insbesondere dort seien sehr lange Kanalstrecken
vorhanden. Auch werde verstärkt Wert darauf gelegt, Aussiedlerhöfe an die
öffentliche Kanalisation anzuschließen und auch deren Abwässer umweltge-
recht zu entsorgen. Von daher halte er es für gerechtfertigt, in Härtefällen die
Sanierung öffentlicher Abwasserkanäle weiterhin zu fördern. Darüber habe
auch bei der Änderung der Förderrichtlinien eine ausgiebige Diskussion statt-
gefunden – auch mit den kommunalen Landesverbänden –, in deren Rahmen
verschiedene Gesichtspunkte wie derjenige zur Debatte gestanden hätten, der
in dem Vorschlag der Berichterstatterin zum Ausdruck gekommen sei. 

Die jetzt vorgesehene Lösung stelle die wirtschaftlichste und sinnvollste dar.
Die CDU lege Wert darauf, dass an dieser Regelung festgehalten werde.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP erklärte, die Aussagen der Berichterstatterin
fänden insoweit seine volle Unterstützung, als sich die Hinweise von Kom-
munen insbesondere im ländlichen Raum häuften, wonach sie einen unver-
hältnismäßig hohen Aufwand betreiben müssten, um auch noch „den letzten
Hof“ an das öffentliche Kanalnetz anzuschließen. Der Anschlussgrad liege
bereits bei 98 %. 

Das Land habe für die Landwirte die Möglichkeit geschaffen, ihre Abwässer
gemeinsam mit der Gülle auf die Felder auszubringen. Diese Möglichkeit
müsse einmal durchdacht werden. Der Umweltausschuss habe sich bei seiner
USA-Reise auch über Verfahren informieren können, die z. B. größere Städte
wie Washington praktizierten. 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht, aber auch im Blick auf die Verwendung von
Gebühreneinnahmen und Zuschüssen halte er es für sinnvoll, ökonomisch
unsinnige und in ihrer ökologischen Wirkung möglicherweise sehr begrenzte
Lösungen auch im Interesse eines Bürokratieabbaus zu überdenken. Mit dieser
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Frage müsste sich allerdings der Umweltausschuss befassen und einmal im
Sinne einer ökologischen Marktwirtschaft eine kritische Überprüfung vor-
nehmen. 

Er erachte den Weg, den die Landesregierung bei der Neuformulierung der
Förderrichtlinien Wasserwirtschaft eingeschlagen habe, als sehr gut. So sei
die Aufgabe der Abwasserbeseitigung generell durch den Gebührenzahler zu
finanzieren. Jedoch müssten gewisse Zumutbarkeitsgrenzen berücksichtigt
werden, bei deren Überschreitung es durchaus sinnvoll sei, Zuschüsse zu 
gewähren, um Härten abzumildern. Eine solche Unterstützung liege mög -
licherweise auch im Sinne der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse.

Ein Abgeordneter der CDU fragte, ob der Landesgesetzgeber überhaupt Aus-
nahmen vom Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseitigung zulassen dürfe
oder ob dem nicht bundes- bzw. europarechtliche Vorgaben entgegenstünden.

Er fuhr fort, die Förderrichtlinien seien an sich eine Angelegenheit der Landes-
regierung im Rahmen des Vollzugs. Die CDU habe die Richtlinien, die ihr
gestern zugegangen seien, durchgesehen und halte sie für richtig. Der 
Beschlussvorschlag der Berichterstatterin würde nach seinem Verständnis bei
großen Flächengemeinden im ländlichen Raum zu höheren Kosten führen als
bisher. Dies wolle die CDU nicht. Über die Richtlinien und den Beschluss-
vorschlag könne aber gern in der nächsten Sitzung noch gründlicher beraten
werden. Insofern wäre die CDU mit einer Vertagung dieses Punktes bis zur
nächsten Sitzung einverstanden.

Ein Abgeordneter der Grünen unterstrich, er betrachte die Förderrichtlinien
Wasserwirtschaft 2009 als fiskalpolitisch fragwürdig, da es Aufgabe des 
Gebührenzahlers sei, die öffentliche Abwasserbeseitigung zu finanzieren. Vor
allem seien die Richtlinien jedoch innovationsfeindlich. Das Fraunhofer-
Institut für System- und Innovationsforschung in Karlsruhe habe den Grünen
vor zwei Wochen eine dezentrale, ökologisch innovative und gegenüber dem
bisherigen Verfahren erheblich kostengünstigere Lösung vorgestellt. Dies sei
hochinteressant gewesen. Das betreffende Projekt einer Gemeinde im Enz-
kreis habe nur durchgeführt werden können, weil es als Modellprojekt geneh-
migt gewesen sei.

Dezentrale Lösungen seien technologisch also durchaus möglich. Sie könnten
aber nicht umgesetzt werden, wenn uneingeschränkt am bisherigen System
festgehalten und nach den diesbezüglichen Vorschriften verfahren werden
müsse. Als gewisse Bremse gegenüber neuen Lösungen wirke sich auch aus,
dass die zuständigen Behörden hauptsächlich mit Wasserbauingenieuren 
besetzt seien, die von ihrer Ausbildung her einer ganz anderen Denkweise
unterlägen. Er bitte darum, dem von ihm aufgezeigten Ansatz noch einmal
nachzugehen.

Der Vorsitzende schlug vor, die weitere Beratung dieses Punktes bis zur
nächsten Sitzung zu vertagen und die Landesregierung zu bitten, bis dahin
die jetzt aufgeworfenen Fragen schriftlich zu beantworten. Dann könne der
Ausschuss die Diskussion in der nächsten Sitzung auf einer anderen Bera-
tungsgrundlage fortsetzen. 

Der Ausschuss stimmte diesem Vorschlag ohne Widerspruch zu.

In der 30. Sitzung am 16. Oktober 2008 schloss der Ausschuss seine Beratungen
ab. Hierzu lag ihm das als Anlage beigefügte Schreiben des Umweltministe-
riums vom 2. September 2008 vor. 
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Ein Abgeordneter der Grünen, der für seine Fraktionskollegin die Berichter-
stattung für den Finanzausschuss übernommen hatte, zeigte auf, durch das
Schreiben des Umweltministeriums hätten sich manche offenen Sachverhalte
geklärt. So ließen sich bei der Abwasserentsorgung auch dezentrale Anlagen
fördern und sollte immer die wasserwirtschaftlich und ökonomisch günstigste
Lösung gesucht werden. Allerdings sei zu fragen, wer die gefundene Lösung
in diesem Sinne prüfe, ob es sich dabei z. B. um die antragstellende Gemeinde
handle, und ob im Rahmen der Beantragung von Fördermitteln verschiedene
Lösungen miteinander verglichen würden.

Gerade im Abwasserbereich hätten viele Gemeinden die Tendenz, weiter wie
bisher zu verfahren, also eher große, zentrale Lösungen zu verfolgen. Daher
interessiere ihn die Höhe des Anteils der Mittel, die bisher für die Förderung
dezentraler Anlagen aufgewandt worden seien. Ferner bitte er um Auskunft,
wann mit dem Abschluss des in der Sitzung am 10. Juli 2008 angesprochenen
Projekts des Fraunhofer-Instituts für System- und Innovationsforschung zu
rechnen sei und wann das Umweltministerium voraussichtlich darüber 
berichten könne, welche Schlussfolgerungen es aus dem Projekt ziehe.

Er danke im Übrigen für die klarstellenden Hinweise des Ministeriums auf
die Regelungen zur Förderung von Kanalsanierungsmaßnahmen, halte es
aber für notwendig, die betreffenden Zuschüsse wirksam zu deckeln. Daher
schlage er folgende Beschlussempfehlung an das Plenum vor:

Der Landtag wolle beschließen,

1. von der Mitteilung der Landesregierung, Drucksache 14/2327,
Kenntnis zu nehmen;

2. die Landesregierung zu ersuchen, 

ab dem Jahr 2012 die für Sanierungsmaßnahmen gewährten 
Zuwendungen auf 30 % des jährlichen Bewilligungsrahmens zu
deckeln.

Ein Abgeordneter der CDU betonte, seine Fraktion sei mit den Förderricht -
linien Wasserwirtschaft 2009 in der vorliegenden Form einverstanden und lehne
Ziffer 2 des Beschlussvorschlags des Berichterstatters ab.

Eine Abgeordnete der SPD schloss sich dem für ihre Fraktion an.

Ein Vertreter des Umweltministeriums berichtete, nach den Förderrichtlinien
Wasserwirtschaft würden nur Maßnahmen der Gemeinden bezuschusst, nicht
jedoch dezentrale Anlagen von Privatpersonen. Sie wiederum könnten für
solche Anlagen Fördermittel aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe 
erhalten. 

Nach seiner Kenntnis sei die ursprünglich vorgesehene Laufzeit des unter
dem Namen DEUS 21 bekannten innovativen Projekts in Knittlingen um ein
Jahr verlängert worden. Insofern gehe er davon aus, dass das Projekt Ende
2009 auslaufe und dann der Abschlussbericht bewertet werden könne.

Daraufhin lehnte der Ausschuss Ziffer 2 des Beschlussvorschlags des
Bericht erstatters bei einer Jastimme mit allen übrigen Stimmen ab. Ziffer 1
hingegen wurde ohne Widerspruch zugestimmt.

28. 10. 2008

Ursula Lazarus 
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